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ausspruch von safwan eid, den der hauptbelastungs- 
zeuge als „wir warn 's“ verstanden haben will 
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Durchdachte Nacht - durchnächtigtes Denken 


Die Jugendkammer des Landgerichts in Lübeck will keine 


"schnelle Entscheidung!’ treffen; sie will sich gründlich bera- 
ten und den Antrag der Verteidigung überdenken. Bis zu die- 


ser Entscheidung, die nicht vor Dienstag, den 2. Juli zu 


Unter Mißachtung der gesetzlichen 
Fristen lädt der vorsitzende Richter zum 
"kontrollierten Dialog" mit Staatsanwalt- 
schaft und Verteidigung im Rahmen der 
Haftprüfung vom 27. Juni d.J. ein. Alle 
Anträge der Verteidigung sind abgelehnt 
worden: der Antrag auf Vernehmung des 
Belastungszeugen Jens Leonhardt, der 
Vernehmung 
Brandsachverständigen Prof. Achilles, der 


Antrag auf 
Antrag auf Vernehmung 
der Dolmetscherin von 
Safwan, der Antrag auf 
sofortige Aufhebung der 
Haft. Das Angebot der 
Verteidigung, Safwan 
wenigstens auf Kaution 
aus der Haft zu entlas- 
sen, wird vom Gericht 
lediglich zur Kenntnis 
genommen. 

Der "kontrollierte 
Dialog" soll keine Rück- 
schlüsse auf die richterli- 
che Einschätzung des 
"dringenden Tatver- 
dachts" gegen Safwan 
zulassen - darauf legt der 
"Unparteiliche" beson- 
deren Wert. Er gibt Sta- 
atsanwaltschaft und Ver- 
teidigung 9 Themen- 
komplexe zur Stellung- 
nahme vor, die außer 
Zweifel an der Glaub- 
würdigkeit des Haupt- 
belastungszeugen, Zwei- 
fel an dem "Täterwis- 
sen" Safwans sowie 
Zweifel an dem vorgeb- 
lichen Brandausbruchs- 
ort auch die Frage nach 
Indizien aus den Abhör- 


protokollen und die 
Frage nach Saflwans 


Persönlichkeit enthalten. 

Aufgabe des Gerichts 
sei es nicht, nach ande- 
ren Tätern zu suchen. 
Die Hinweise auf den 
dringenden Tatverdacht 
gegen die Grevesmüh- 
lener seien nur im Hin- 
blick auf eine Entlastung 
für Safwan zu prüfen. So 
gelte das Alıbi der 4 
Deutschen für das 
Gericht nicht: es sei 
weder die Echtzeit der 
Kasse überprüft worden, 


zurückzulegen. 


Gerichts zu 


des 


die 3.19 auf den Bon tippte; es sei auch 
kein Problem, den Weg von der Tankstelle 
zum Tatort in wesentlich kürzerer Zeit 


Es scheint für die Genauigkeit des 
Haftprüfungstermin jedoch dienen diese 
aufgeworfenen Fragen und angeschnitte- 


nen umfassenden Themen dazu, die Haft 
für Safwan zu verlängern. Bei genauem 


Lübeck ist nicht Marzipan 


erwarten ist, bleibt Safwan Eid in Haft. Dieser "gründlichen 
Bedenkzeit'' des Gerichts ist die Aufforderung an die 
Verteidigung, ihren Antrag auf Haftprüfung zurückzuzie- 


hen, vorausgegangen. 


Hinsehen entsteht der Eindruck, das 
Gericht will das unzureichende Konstrukt 
der Staatsanwaltschaft abdichten, damit es 


auch vor einer (nicht besonders aggressi- 


sprechen. Im 


Die faschistische „DVU“ 
erringt 1992 bis zu 20 % der 


Stimmen in einzelnen Teilen der Stadt; im März 1994 wird ein 
Brandanschlag auf die jüdische Synagoge verübt; eine Briefbombe ver- 
letzt einen SPD-Politiker schwer, der die milde Strafe für diesen 
Brandanschlag rügt; es folgt kurz darauf der zweite Brandanschlag auf 
die jüdische Synagoge im Jahre 1995 und noch im selben Jahr der 
Brandanschlag auf ein Haus, in dem Deutsche und Türken zusammen 
wohnen - zwei Menschen werden getötet. Am 18. Januar dieses Jahres 
bringt die weitere Eskalation rassistischer Gewalt 10 Menschen um 38 
Menschen bleiben durch komplizierte Knochenbrüche der Beine, der 
Wirbelsäule und die seelische Belastung für ihr Leben gezeichnet. 


Am Tatort werden 3 Personen 
festgestellt, die "aussehen wie skin- 
heads". Diese 3 und ein weiterer 
organisierter Nazi werden erst 
Stunden später unter dem Verdacht 
der Brandstiftung - nicht des Mordes 
- festgenommen. In einer Wohnung 
hängt eine Reichskriegsflagge, lagert 
SS-Literatur. Sie tragen Bomber- 
jacken mit der Aufschrift "Deutsch- 
land - Sieg heil!", am Finger einen 
Blutring mit schwarzem Totenkopf 
und roten Augen, den einer bei 
Aktionen überstreift. Sie grüßen mit 
"Heil Hitler", hören die "Böhsen 
Onkelz", und einer war mit seinen 
Kameraden in Rostock-Lichtenhagen 
dabei. Den Brandanschlag kritisiert 
der vierte, weil solche Anschläge 
"nur deutsches Gut versauen". 
Mehrmals waren sie in der Nacht am 
Tatort. Eine Verpuffung verbrennt 
ihnen Stirnhaare, Augenbrauen, 
Wimpern. Sie kommen mit dem 
Leben und der Freiheit davon - deut- 
sche Faschisten. 

Ermittelt wird unter den Opfern 
des Brandanschlags. Safwan Eid 
wird - unter dem dringenden 
Verdachts des IO-fachen Mordes, des 
38-fachen Mordversuchs, der beson- 
ders schweren Brandstiftung, heim- 
tückisch, aus niederen Beweggrün- 
den - verhaftet. Die Polizei unterstellt 
"Täterwissen": im I. OG soll er 


Benzin ausgeschüttet haben - es ist 
auf 12 m 13 cm den Berg hinaufge- 
laufen und hat die steinernen 
Treppenstufen in Brand gesteckt; er 
soll einen Kegel bis in den Himmel 
gebrannt haben - nur Tapeten, 
Kacheln und eine Toilettenrolle hat 
er in diesem Feuerkegel verschont; er 
soll gleich 3 Haßmotive für seine Tat 
gehabt haben - den "Streit mit seinem 
Vater", die "Eifersucht um eine abge- 
wiesene Liebe", "ethnisch motivierte 
Konflikte" im Haus. Der Belastungs- 
zeuge verwickelt sich in Wider- 
sprüche und hofft weiter auf die 
Belohnung. Asservate der Hausein- 
gangstür und eines Brandherdes ver- 
schwinden. Ein Schwelbrand wird 
unterdrückt - deutsche Polizisten. 

Was ist los in Lübeck? Ein 
Rettungssanitäter, der 3 verschiedene 
Geschichten erzählt, ist glaubwürdig. 
Die Staatsanwaltschaft will "diesen 
jungen Menschen (aus Greves- 
mühlen), die schon genug zu tun 
haben mit ihren Brüchen und 
Diebstählen, eine Mordverdächtig- 
ung nicht auch noch zumuten”. Der 
Untersuchungsrichter will sich die 
"Finger im Wahlkampf (am 24. 
März) nicht verbrennen". Salwan Eid 
bleibt in Haft; laissez-passer-Papiere 
für die Abschiebung der Familie lie- 
gen bereit. 


Lübeck ist Deutschland ! 


ven) internationalen Öffentlichkeit der 
Überprüfung standhält. 

Und folgende Fakten geben dem 
Gericht zu denken, die jetzt durch 
Recherchen von Journalisten Akteninhalt 
geworden sind: 


der Zeuge Jens Leonhardt 
wurde von seinem Freund 
Matthias Hamann ge- 
drängt, Safwan Eid zu 
belasten. Er berichtet der 
Polizei, sein Freund Jens 
Leonhardt habe ihm 
bereits auf dem Weg zum 
Krankentransportfah- 
zeug vom angeblichen 
Geständnis Safwans be- 
richtet - also zu einer Zeit, 
da der Belastungszeuge 
noch kein Wort mit 
Safwan gewechselt hatte. 
Er ist die treibende Kraft 
für die falsche Anschuldi- 
gung Safwans. 

Sein Motiv hat folgen- 
den Hintergrund: Mat- 
thias Hamann war beim 
"Malteser Hilfsdienst" 
tätig, als der Diebstahl 
von Medikamenten be- 
kannt wurde. Matthias 
Hamann wurde verdäch- 
tigt; sein Spind wurde 
durchsucht; u.a. wurden 
Berge von rechtsextremer 
Propaganda gefunden und 
ein fertiger Plan/ein 
Protokoll über den 
Aufbau einer Wehrsport- 
gruppe in Lübeck. Mit 
einem der 4 Tatverdäch- 
tigen aus Grevesmühlen 
gab es enge Kontakte: mit 
Maik Wotenow, der den 
Namen und die Telefon- 
nummer des Belastungs- 
zeugen Jens Leonhardt in 
seinen Aufzeichnungen 
hat. Jens Leonhardt 
wurde zu seiner Aussage 
gedrängt, als die Fest- 
nahme der 4 Deutschen 
bekannt wurde. 


visdp: j. kreuzfeldt 
bahrenfelder strasse 248 
22765 hamburg 
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des Brandanschlages vom 18. Januar 1996 in der Lübecker Hafenstrasse 
zu ihrem Aufenthalt (1.Erklärung) und zur Ermittlung der Verantwortlichen und Täter (2. Erklärung) 


1. Erklärung: Aus wirtschaftlicher Not, 
aus Gründen der politischen Verfolgung, aus 
Kriegsgebieten haben wir unser Land ver- 
lassen müssen. Wir kommen aus Angola, 
dem Libanon, aus Liberia, aus Syrien, aus 
Togo und Zaire. Einige von uns leben seit 6 
Jahren in Deutschland. In der Lübecker 
Hafenstraße haben wir 3 Jahre zusammen 
gelebt wie in einer großen Familie - egal, ob 
wir schwarz, braun oder weiß sind. Wir hat- 
ten gehofft, hier wie Gäste und schließlich 
vielleicht sogar als Freunde aufgenommen 
zu werden. Stattdessen werden wir oft wie 
Kriminelle behandelt - als Dealer, Schieber, 
Betrüger. Als Fremde in diesem Land wer- 
den wir ausgegrenzt, diskriminiert, verfolgt, 
getötet. 

Mit dem sogenannten Asylkompromiß 
ist das Recht auf Asyl praktisch abgeschafft. 
Weitere gesetzliche Verschärfungen sind: 
gefolgt. Sie haben das Ziel, uns das Leben 
hier so unerträglich wie möglich zu machen. 
Auch die neue Regelung für "alte Fälle" 
wird den meisten von uns jede Grundlage 
für ein Bleiberecht nehmen. Diese Gesetze 
haben ein gesellschaftliches Klima geschaf- 
fen, das unsere Unterdrückung und 


Verfolgung verschärft. Die Sorge um die 
eigene Existenz und Gleichgültigkeit für 
fremde Schicksale bestimmt die überwie- 
gende Mehrheit der deutschen Bevölkerung. 
Diese Gleichgültigkeit läßt Ablehnung und 
Haß freien Lauf - bis zum mörderischen 
Angriff auf unser Leben: 

In der Nacht vom 17. auf den 18. Januar 
haben wir 10 Menschen durch einen rassi- 
stischen Brandanschlag verloren. 38 
BewohnerInnen der Hafenstraße haben die- 
sen furchtbaren Angriff auf uns überlebt. 
Gerade für die Kinder ist diese Nacht zur 
Wende ihrer Zeitrechnung geworden: diese 
Nacht teilt ihr Leben in Erinnerungen vor 
dem Brandanschlag und Erfahrungen 
danach. Nichts ist mehr wie früher: ihr 
unbeschwertes Lachen ist erstorben; immer 
wieder wollen sie aus Fenstern springen, um 
sich vor den Flammen zu retten; sie bitten 
uns, mit ihnen wegzugehen, wenn in 
geschlossenen Räumen geraucht wird; sie 
werden von heftigen Krämpfen geschüttelt, 
wenn sie Feuer sehen. Sie sind in ihrer 
Psyche schwer erschüttert. 

Andere tragen bis heute die Folgen ihrer 
lebensgefährlichen Verletzungen: Silvere A. 


Wir kämpfen nicht mehr darum, Brandanschläge zu verhindern, sondern darum, wenn sie stattgefun- 


den haben, auf sie aufmerksam zu machen. 


Liebe Leserinnen und Leser, 


Cafe Morgenland (MigrantInnen-Gruppe aus Frankfurt) 
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mit dieser Publikation wollen wir auf die neue Qualität der Behandlung Nicht-Deutscher im 
wiedervereinigten Großdeutschland aufmerksam machen, wie sie nach dem Lübecker 
Brandanschlag vom 18. Januar dieses Jahres zum Ausdruck kommt. Am Tatort beobachte- 
te Verdächtige aus der rechten Szene werden geschützt, statt dessen wird einer der Überle- 
benden des Anschlags, Safwan Eid, inhaftiert. Opfer rassistischer Morde werden durch 
Konstrukte der Staatsanwaltschaft, der Polizei und politischer Instanzen, der Medien und der 
deutschen Bevölkerung zu Tätern gemacht. Der Alle auf den Standort Deutschland ist 
damit abgewendet. Mit Erleichterung nimmt das Kollektiv der Deutschen eine nicht-deutsche 
“Täterschaft” auf. Damit einhergehend wird noch einmal das Bild des "kriminellen 
Ausländers” beschworen, um Aktzeptanz für eine weitere Entrechtung aller Nicht-Deutschen 
zu schaffen. 

Vielsagend waren besonders die Reaktionen der deutschen Bevölkerung und ihrer Medien. 
Der Brandanschlag in Lübeck wurde so wahrgenommen, als ob die ganze Welt alle 
Deutschen kollektiv zu Faschisten erklärt, auf die “mit der Nazikeule eingehauen” wird. Mit 
einem aggressiven Unterton wurde sich einmütig gegen “Anschuldigungen gegen die 
Deutschen”, die überhaupt nicht existent sind, verteidigt. 

In den ersten Wochen nach der Brandnacht waren es alleine die überlebenden Flüchtlinge mit 
Unterstützung von Sokoni (Dachverband der afrikanischen Organisationen in Hamburg) und 
der AG zu rassistischen Ermittlungen, die sich bemühten, die Wahrheit öffentlich zu machen. 
Die Situation hat sich bis heute nicht wesentlich geändert. 

In der vorliegenden Ausgabe werden Informationen über den Anschlag, zu den rassisti- 
schen Ermittlungen und den Reaktionen der Öffentlichkeit zusammengestellt, um den 
Medien in ihrem vorauseilenden Gehorsam gegenüber der Staatsanwaltschaft etwas ent- 
gegenzusetzen. Neben einer Chronologie der Ereignisse seit dem Brandanschlag, einer poli- 
tischen Einschätzung und einer Medienkritik veröffentlichen wir Erklärungen der Familie 
Eid, ihrer Freunde, Freundinnen und MitbewohnerInnen aus der Hafenstrasse sowie Beiträge 
verschiedener anderer Solidaritätsgruppen. 

Wir bemühen uns, auch zukünftig über den Stand der rassistischen Ermittlungen und ihrer 
politischen Interpretation zu berichten. 

Die Anklage ist mittlerweile erhoben worden. Einen Termin für die NOBEDEIS HUNG gibt es 
noch nicht. Die 2. Haftprüfung für Safwan Eid am 27.6.96 endete ohne eine Entscheidung des 
Gerichts. Die Entscheidung soll nun am 2.Juli bekanntgegeben werden. Am 20. Juli, 6 Monate 
nach Safwans Verhaftung, wird es einen weiteren Haftprüfungstermin geben. 

die redaktion 

Hamburg, den 30.Juni 1996 


Unsere Kontaktadresse: 

° “Dir warn’s” - Freiheit für Safwan Eid: Info zum Brandanschlag am 18.Januar ‘96 in Lübeck 
c/o: Antirassistisches Telefon Hamburg - Haus für Alle - Amandastr.53 - 20357 Hamburg 
Fax: 040 - 430 44 90 

Es gibt ein Spendenkonto für die überlebenden Flüchtlinge in Lübeck, die dringend materiel- 
le Unterstützung benötigen. Spendet bitte an: Hamburger Arbeitskreis Asyl e.V. 

Postbank Hamburg - Konto-Nr.: 621 976 209 

BLZ: 200 100 20 - Stichwort: Lübeck 


überlebte mit 3 gebrochenen Wirbeln und 
einem komplizierten Beinbruch. Victor A. 
lebte mit schweren Verletzungen bis zu sei- 
ner Abschiebung in Haft. Kate D. lebt mit 
gebrochenem Bein, das nicht heilen will. 
Hassnan E. überlebte mit gebrochener 
Wirbelsäule, seit Monaten darf sie das Bett 
nicht verlassen - ihr Rücken muß durch ein 
Korsett gestützt werden. Marwan E. lebt mit 
großen Schmerzen in den Sprunggelenken, 
den Hüften, der Schulter. Miaz E. überlebte 
den Sprung aus dem Fenster, aber er kann 
bis heute nicht auf seinen Beinen stehen. 
Viele von uns sind deprimiert, hoffnungslos, 
gebrochen, gefährdet: Jean-Daniel M. hat 5 
Kinder und seine Frau bei: diesem 
Brandanschlag verloren; Silvere A. mußte 
mit ansehen, wie zwei Menschen verbrann- 
ten - die Bilder verfolgen ihn Tag und Nacht. 

Aus "humanitären Gründen" ist uns in 
dieser Stadt ein gesicherter und unbefristeter 
Aufenthalt zugesagt worden. Diese 
Zusicherung des Bürgermeisters der Stadt 
Lübeck, Michael Bouteiller, galt für alle, die 
ın unserem Haus diese schreckliche Nacht 
erlebt haben - gleichgültig, ob sie dort 
gewohnt haben, ob sie zu Besuch waren 
oder sich illegal dort aufhielten. Herr 
Bouteiller hat allein nicht die Macht, diese 
Zusage politisch durchzusetzen. Victor A. 
lebte illegal im Haus; nach der Zusicherung 
des Bürgermeisters meldete er sich bei der 
Ausländerbehörde - in Eutin. Er wurde 
sofort in Abschiebehaft genommen. Bereits 
ım April sollte er abgeschoben werden; nur 
seın entschlossener Widerstand auf dem 
Frankfurter Flughafen hat dies verhindert. 
Danach saß er in Rheinbach bei Bonn in 
Abschiebehaft. Victor A. ist inzwischen 
nach Nigeria abgeschoben worden, obwohl 
die Staatsanwaltschaft auf Antrag der 
Verteidigung verfügt hatte, daß niemand der 
Überlebenden abgeschoben werden darf; 
wir alle sind wichtige Entlastungszeugen 
und -zeuginnen für Safwan Eid. 

Die Akten der anderen Überlebenden hat 
der Bürgermeister an sich genommen, um 
unsere drohende Abschiebung durch die 
Ausländerbehörde der Stadt Lübeck zu ver- 
hindern: Bereits am 16. Februar hat die 
Stadt Lübeck bei der libanesischen Bot- 
schaft in Bonn laissez-passer-Papiere für die 
Familie Eid beantragt. Sie liegen seitdem 
vor - mit der Bitte der Botschaft, aus "huma- 
nitären Gründen die Familie zur Zeit nicht 
abzuschieben, bis der Urteilsspruch gegen 
den Sohn Safwan Eid gefallen ist". Andere 
haben einen "gesicherten" Aufenthalt von 
nur wenigen Monaten: bis November 1996. 
Nur Marie A. hat ein anerkanntes Recht auf 
Asyl, das nicht einmal für ihre Kinder gilt. 
Wir denken, daß wir alle als Zeugen und 
Zeuginnen des Brandanschlags von 
Abschiebung bedroht sind. 

Daher bitten wir mit dieser gemeinsamen 
Erklärung Anwälte und Anwältinnen, Ärzte 
und Arztinnen, Politiker und Politikerinnen, 
Menschen in Gewerkschaften, Kirchen und 
anderen gesellschaftlichen Gruppen, die uns 
helfen wollen, einen gesicherten und unbe- 
[risteten Aufenthalt für uns durchzusetzen. 


2. Erklärung: Noch in der Nacht des 


Saf Ü i 
wan braucht Unterstützung. Schreibt an: Brandanschlags sind wir stundenlang ver- 


: Safwan Eid, JVA Lübeck, Marliring 41, 23566 Lübeck. 


dir warn 


hört worden. Die Polizei hat keine Rück- 
sicht auf unsere Verletzungen, auf unseren 
Schmerz und auf unsere Trauer genommen. 
Es wurde von Anfang an nach Gründen 
gesucht, die uns zu Tätern und Täterinnen 
machen. Sie wollten uns Motive für diese 
mörderische Tat einreden: Konflikte zwi- 
schen Afrikanern und Arabern, Konflikte 
zwischen den Familien und in unseren 
Familien, Konflikte um Frauen im Haus und 
vieles mehr. Wir wurden verdächtigt, den 
Brand selbst gelegt zu haben. Wir sind 
behandelt worden wie Verbrecher. Immer 
wieder haben wir gesagt, daß wir gut 
zusammengelebt haben. Es gab alltägliche 
Streitereien um Kleinigkeiten, Streit zwi- 
schen den Kindern. Wir haben uns gegensei- 
tig ausgeholfen, wo wir konnten. Viele von 
uns waren befreundet. 

Noch in der Nacht des Brandanschlags 
sind 3 junge Deutsche aus dem nahen 
Grevesmühlen Knapp 30 Meter vom Haus 
entfernt von der Polizei festgestellt worden. 
Sie sahen aus wie skin-heads, sagt die 
Polizei. Ihr Auto wird nicht durchsucht. Sie 
werden nicht festgenommen. Sie werden 
nicht verhört. Nicht einmal ihre Personalien 
werden überprüft. Erst viele Stunden nach 
dem Brandanschlag werden die 3 Männer 
festgenommen, ein 4. Mann aus Greves- 
mühlen erst am späten Abend. Sie alle 
sagen, daß sie in der Nacht des Brand- 
anschlags mehrmals in der Nähe unseres 
Hauses waren. Drei von diesen vier Män- 
nern haben frische Verbrennungen der 
Stirnhaare, der Augenbrauen, der Wimpern. 
Die Polizei ermittelt nicht, woher sie diese 
Verbrennungen haben. Sie werden freigelas- 


sen, weil sie für die Zeit von 3.19 
Uhr bis 3.50 Uhr ein Alibi haben. 

Nach allem, was wir wissen, 
hat das Haus schon vorher 
gebrannt. Marwan und Jinnan E. 
hörten das Quietschen der 
Gartenpforte, das Splittern von 
Glas und die Explosion einer 
Bombe - vielleicht einer Benzin- 
Bombe. Ein Sanitäter und die 
Polizei reden von einem Molo- 
tow-Cocktail. Die Polizei vom 
Bundesgrenzschutz beobachtet 
vor 3.30 Uhr das Sprühen von 
Funken aus dem hölzernen 
Vorbau, dann hört sie eine 
Explosion und das Haus steht 
unmittelbar danach in Flammen. 
Diese Beobachtungen werden 
bei den weiteren Ermittlungen 
unterschlagen. Die Staatsanwalt- 
schaft sucht weiter unter uns 


Wir zitieren hierzu die Überlebenden des Brandanschlags: 
"Immer wenn die Konstruktion der Staatsanwaltschaft zusam- 
menbricht, kommen ihr Medien zu Hilfe: 

Als wir öffentlich versichert hatten, daß es keinen nennenswer- 
ten Streit zwischen "Arabern und Schwarzafrikanern" gegeben 
hat, hat die Presse versucht, Jean-Daniel Makudila als 
Kronzeugen für diese Konflikte aufzubauen - es ist ihnen nicht 
gelungen: er hat diese Falschmeldung dementiert. 

Als erneut dringender Tatverdacht auf die 4 Deutschen aus 
Grevesmühlen fiel, erfand die Presse eine Entschuldigung für 
die frischen Brandspuren der Faschisten: sie sollten ein gestoh- 
lenes Fahrzeug abgebrannt haben, um alle Spuren zu verwi- 


schen - das Fahrzeug ist ohne Brandspuren sichergestellt wor- 
en. 
Als die Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Belastungszeugen 


immer lauter wurden, wird er von der Presse als 
pflichtbewußter Sanitäter wieder aufgebaut - nur die 
nnersprüche in seinen Geschichten, die er anderen erzählt hat, 
eiben. 

Die Presse hat Safwan als Täter verurteilt, obwohl kein 
"Geständnis", kein "Täterwissen", kein "Motiv" vorhanden ist. 
Die wirklichen Täter sollen nicht gefaßt werden; es geht um das 
Ansehen Deutschlands." 


nach den Flammen umgekommen. Silvio flüchtete ins 


Tätern. So wird Safwan E. dann am Abend 
des 19. Januar festgenommen. Ihm werfen 
sie den Mord an 10 Menschen, den Mord- 
versuch an uns 38 Überlebenden, schwere 
Brandstiftung aus niederen Beweggründen 
vor. Heimtückisch soll er die Tat begangen 
haben. Sie sagen, er wollte uns alle töten. 
Wir wissen, daß Safwan E. nicht der 
Täter war. Er hatte keinen Grund, und er 
hätte so etwas nie tun können. Wir wissen 
auch, daß alle Beweise gegen ihn zusam- 
mengebrochen sind. Wir wissen, daß das 
Feuer nicht im I. OG. ausgebrochen ist, 
sonst wären Marie A. und ihre Kinder, Kate 
D. und ihre Kinder, Gustave S. und wir 
anderen, die dort gelebt haben, in den 


Erdgeschoß und ist dort verbrannt. Alle 
erfundenen Motive haben wir widerlegt. 
Der Sanitäter, der Safwan E. belasten will, 
hat sich mehrfach widersprochen. 

Safwan ist nicht der Täter. Wir verlangen 
die konsequente Verfolgung und Ermittlung 
der wirklichen Täter und Verantwortlichen. 
Wir bitten mit dieser gemeinsamen 
Erklärung Anwälte und Anwältinnen, die 
uns helfen wollen, uns als Nebenkläger und 
Nebenklägerinnen im Verfahren gegen 
Safwan E. zu vertreten, um unsere Interes- 
sen zu verfolgen und die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft zu ziehen. 


Lübeck im Juni 1996 


Migrantinnen Selhstorganisation 


Dieser Beitrag wurde auf einer Veranstaltung zum 
Brandanschlag in Lübeck von einem Mitglied von Sokoni gehalten 


Heute Abend möchten wir 
über die Gründe für eine 
Selbstorganisierung sprechen, 
anstatt über die Selbstorgani- 
sierung an sich. Selbstorgani- 
sierung muß von schwarzen 
Flüchtlingen und MigrantlIn- 
nen an schwarze MigrantInnen 
und Flüchtlinge gerichtet sein. 
Die Früchte der Selbstorgani- 
sierung werden wir in unserem 
gemeinsamen Kampf (der 
Flüchtlinge und Migrant- 
Innen, der deutschen Linken, 
der Menschenrechts- und Ar- 
beiterlnnenorganisationen) ge- 
gen die unmenschlichen und 
ungerechten Gesetze des deu- 
tschen Staates und der europäi- 
schen Staaten ernten. 

Wird man auf die Schilder 
aufmerksam, die schlechthin 
mit dem Apartheidsystem Süd- 
afrıkas assoziiert wurden oder 
die im Süden der USA zu 
sehen waren, "No Blacks allo- 
wed” oder ”Whites only”, 
rufen sie Proteste hervor. 

Aber: Die Unterbringung 
von Flüchtlingen in Flücht- 
lingslagern in den Außenbezir- 
ken der Städte - weit entfernt 


von den deutschen Gemeinden, 
wo sıe ein leichtes Ziel für die 
Faschisten sind - hat geringe 
Proteste hervorgerufen. 

‚ Aber: Sie haben uns in poli- 
tische und wirtschaftliche 
Flüchtlinge gespalten, und 
davon abhängig schicken sie 
uns ın unsere Heimat zurück. 
Gleichzeitig beteiligen sich der 
deutsche Staat und deutsches 
Kapital an Raubzügen in 
Alfrıka, Lateinamerika und 
Asien. Als unter der Apartheid 
in Südafrika andere Kapita- 
listen ihr Kapital zurückzogen, 
wuchs das deutsche Kapital 
zum zweitgrößten nach dem 
amerikanischen Kapital. Und 
Flüchtlinge aus Südafrika/ 
Azania bekamen eine ”Dul- 
dung”, d.h. sie wurden tole- 
riert. Auch dies hat nur geringe 
Proteste hervorgerufen. 

Aber: Schwarze SklavInnen 
und GegnerInnen der Sklaverei 
haben den Kampf gegen die 
Sklaverei gewonnen - dies 
bedeutete die Freiheit, seinen 
Aufenthaltsort selber zu be- 
stimmen, das Recht auf Aus- 
bildung, das Recht zu wählen - 


einfache bürgerliche Rechte ! 

Heute haben MigrantInnen 
und Flüchtlinge kein Recht auf 
eine _Vollzeit-Arbeitsstelle, 
wenn deutsche ArbeiterInnen 
darauf Anspruch erheben. 
Flüchtlinge haben kein Recht 
auf Ausbildung usw. Ihnen 
werden Reinigungsjobs über- 
lassen. Es gibt keine grundle- 
genden Menschenrechte für 
sie. Auch dies hat nur geringe 
Proteste hervorgerufen. 

Aber: Die Arbeitslosigkeit 
steigt unter den weißen 
ArbeiterInnen, während sich 
die Krise des Kapitals ver- 
schärft. Arbeitslosigkeit gab es 
schon lange vorher unter 
MigrantInnen und Flüchtlin- 
gen. MigrantInnen haben in die 
Staatskasse eingezahlt, trotz- 
dem wurde ihnen kein 
Wahlrecht zugestanden. Und 
auch dies hat nur geringen oder 
keinen Aufschrei hervorgeru- 
fen. 

Aber: AfrikanerInnen, Mi- 
grantInnen und Flüchtlinge 
sind aus Zügen geworfen wor- 
den und wurden niedergesto- 
chen. Viele wurden ermordet, 


und die Polizei hat die Ermitt- 
lungen nicht aufgenommen. 
Ihre Häuser wurden in Brand 
gesetzt und als Höhepunkt von 
allem wurden sie dafür verant- 
wortlich gemacht und sitzen im 
Gefängnis. Und es hat noch 
immer nur geringe Protest 
gegeben. 


Deswegen protestieren wir 
mit Wut, mit Widerspruch 
und Aufruhr. 

%* Wir fordern das Recht für 
Flüchtlinge und MigrantInnen 
sich selbst zu organisieren! 

%* Wir fordern Unterstützung 
für Flüchtlings- und Migrant- 
Innenorganisationen! 

%* Wir fordern Schutz für 
Flüchtlinge und MigrantInnen 
vor der Polizei und rassisti- 
schen und faschistischen An- 
griffen! 

%* Wir fordern die bedingungs- 
lose Freilassung für Safwan 
Eid! 

%* Wir fordern, daß die wirkli- 
chen Verbrecher dieses 
unmenschlichen und rassisti- 
schen Angriffs vor Gericht 
gestellt werden! 


„S.UJeM Jıp“ 
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OHNMAGCHT, 


TRAUER, WUT und dann? 


„. zurück zum RASSISTISCHEN ALLTAG ? 


Rede des ANTIRASSISTISCHEN TELEFON: Zur Spur rassistischer Ermittlungen, 12. Juni 1996 


Menschen werden aus fahrenden Zügen 
geworfen; Unterkünfte von MigrantInnen 
werden unter massenhaftem Beifall in 
Brand gesetzt; Flüchtlinge werden wie 
Frachtgut zur Abschiebung verschnürt und 
ersticken an ihren Knebeln, an ihren 
Schmerzen, an ihren Schreien... 

Wir fürchten dieses Deutschland, das 
den Nationalsozialismus entsorgt durch 
Historisierung, Relativierung und Ent- 
kriminalisierung seiner unvergleichli- 
chen Verbrechen. 

Wir fürchten dieses Deutschland, das 
immer deutlicher dazu drängt, seine 
wirtschaftlichen und politischen Inter- 
essen militärisch zu begleiten und 
durchzusetzen. 

Wir fürchten dieses Deutschland, das 
sich im neuen Selbstbewußtsein natio- 
naler Identität aggressiv, menschenver- 
achtend, faschistisch artikuliert. 
Bezeichnenderweise ging die kritische 
Öffentlichkeit im Ausland am 18. Januar 
1996 von einem rassistisch motivierten 
Brandanschlag in Lübeck aus. Zur 
Abweisung dieses zutreffenden und 
begründeten Verdachts gegen deutsche 
Täter sorgten die zuständigen Ermitt- 
lungsbehörden in Lübeck sofort für per- 
fekte Verwirrung, deren Aufklärung 
schließlich niemand mehr interessieren 
soll: zur Entlastung von Staat und jedem 
"normalen" Deutschen wurden faschisti- 
sche Täter präsentiert - als bestialische 
Randerscheinungen der Gesellschaft: 
schneller Fahndungserfolg, aber eigentlich 
war es keiner von "uns". 

Erinnern wir uns an Dolgenbrodt: 
durch einen Brandanschlag wird am |. 
November 1992 eine Wohnbaracke zer- 
stört, in die am nächsten Tag Flüchtlinge 
einziehen sollten. Ein Mitglied der FAP ist 
nach eigenen Angaben "ergriffen gewesen 
von der Ohnmacht der Dolgenbrodter, die 
das geplante Asylheim ablehnten." Das 
'"Volksempfinden' fängt Feuer: die 
Gemeinde sammelt für den Täter. Nach 
erfolgreichem Brandanschlag holt sich der 
jugendliche Faschist die Sammelbüchse 
beim Blumenhändler ab. Der Bundes- 


LÜBECK: 3 DOKUS sind da! 


Doku STANDPUNKTE (rot), 
Diese Dokumentation enthält Standpunkte 


DM 6,- 
; Einschätzungen, Bewertungen zum Brandanschlag, zu den rassistischen Ermittlungen, 


gerichtshof hebt den Freispruch des 
Täters auf; einen Tag nach dem Brandan- 
schlag in Lübeck hat die Verteidigung - 
und mit ihr die empörte Volksseele - noch 
einmal seine Freiheit verlangt: Freiheit 
für einen gekauften faschistischen Täter 
des rassistischen Konsens. 

Das faschistische Umfeld wird nicht 
recherchiert 
- nicht in Laage-Kronskamp, in Schön- 


berg und Grevesmühlen, wo sich skin- 


heads rühmen, auch in Rostock-Lichten- 
hagen dabeigewesen zu sein; 

- nicht in Hafkrug, wo 2 Monate vor dem 
Überfall auf die Lübecker ‚Unterkunft 5 
Menschen von faschistischen skin-heads 
ermordet worden sind: von den "Ham- 
merskins", die vom Sänger der faschisti- 
schen Musikgruppe "Freicorps", Kai 
Strüwe, organisiert werden - eine sofortige 
Nachrichtensperre hat bisher weitere 
Erkenntnisse verhindert; 

- nicht in Kiel-Kronshagen, wo nach 
mehrfachen Provokationen am 23. Januar 
d.J. eine Flüchtlingsunterkunft mit 2 afrı- 
kanischen Familien von skin-heads ange- 
griffen, mit Steinen beworfen und die Tür 
mit einer Brechstange aufgebrochen wor- 
den ist, um mit den Flüchtlingen aus 
Afrika "dasselbe zu machen wie in 
Lübeck"; 

- nicht in Lübeck, wo am 29. Februar d.J. 
ein Haus in der Julius-Leber-Straße von 
Faschisten angesteckt wurde; 26 Men- 
schen - unter ihnen eine türkische und eine 
griechische Familie- konnten sich retten. 
Im Durchgang neben dem Haus wurden in 
dieser Nacht Hakenkreuze gesprüht. 

Noch in der Gewißheit erneuter deut- 
scher Täterschaft, die für den Lübecker 
Brandanschlag vom 18. Januar verant- 
wortlich ist, schlägt der empörte Opfer- 
Mythos zurück. 

Nach der Verhaftung von Safwan Eid 
entschuldigt sich die deutsche Offentlich- 
keit bei den Verdächtigen und der Stadt 
Grevesmühlen; den ausländischen Medien 
unterstellt sie "antideutsche Propaganda". 

Erinnern wir uns an Lanbertheim: 
Anfang 1993 wird eine tamilische 


Familie, 2 Kinder, Mutter und Vater, bei 
einem Hausbrand getötet. Die Ermittlun- 
gen beschränken sich auf Unachtsamkeit 
der BewohnerInnen des Hauses. Ein 
rechtsextremistischer Hintergrund wird 
ausgeschlossen. Nach einem Jahr sehen 
sich 2 deutsche Täter gezwungen, sich zu 
stellen. 

Hier unterstellen die staatlichen 
Ermittlungen den Flüchtlingen techni- - 
schen Unverstand beim Umgang mit 
sogenannten Errungenschaften der 
Zivilisation. 

Erinnern wir uns an Stuttgart: ein 
Brandanschlag nahm am 16. März 1994 
sieben Menschen das Leben - in einem 
Haus, das überwiegend von MigrantInnen 
bewohnt wurde; 16 Menschen wurden 
verletzt. Jeder rassistische Hintergrund 
wird ausgeschlossen - ein technischer 
Defekt wurde für den verheerenden Brand 
verantwortlich gemacht; ein Drogensüch- 
tiger sollte durch eine unachtsam wegge- 
worfene Zigarettenkippe den Brand verur- 
sacht haben. Heute steht ein Täter vor 
Gericht - mit deutschem Pass und rassisti- 
scher Motivation. Sein Motiv dieses Ver- 
brechens und 17 weiterer Anschläge war - 
wie er selber sagt - "Ausländerhaß". Ge- 
leugnet wird jeder organisierte Zusam- 
menhang dieses "Einzeltäters". 

Hier zielen die staatlichen Ermitt- 
lungen auf die Ablenkung von der mas- 
senhaften Beteiligung an Überfällen auf 
MigrantInnen und Flüchtlinge, die 
strukturell begünstigt und gesellschaft- 
lich genutzt werden. 

Erinnern wir uns an Herford: in 
einer Flüchtlingsunterkunft werden am 13. 
Oktober 1994 zwei Menschen im bren- 
nenden Haus getötet. Ein türkischer Mann 
wird verhaftet und 2 Wochen lang als 
"Täter" in der Öffentlichkeit verurteilt. 
Schließlich muß er mangels jeden Tatver- 
dachts freigelassen werden. Ein "Bela- 
stungszeuge" war von den Ermittlungs- 
behörden erfunden worden - das mehrfach 
bezeugte Alibi des Mannes wurde gezielt 
unterschlagen. 

Erinnern wir uns an Auerbach: in der 


zum staatsanwaltschaftlichen Konstrukt; sie enthält weiteres vielfältiges Material für Gespräche, Veranstaltungen, Aktionen, 


Stellungnahmen. 
Doku MEINUNGEN (gelb), 


DM 4,;- 
Diese Dokumentation enthält Meinungen, Kommentare, Hintergrundberichte zum Brandanschlag, 


zu den konstruierten Motiven; sie denunziert eine zentrale politische Entscheidung. 


zu den vermeindlichen Indizien, 


Doku SOLIDARITÄT (blau), DM 2,-- Ak, | : TREO 
Diese Dokumentation enthält Materialien für praktische Solidarität: verschiedene Erklärungen der FEN! Inge zum Brandanschlag; 
sie enthält Muster für Solidaritätsadressen und Protestnoten mit Begleitschreiben an verschiedene gesellschaftliche Kreise. 


Bitte bestellt und nutzt die Dokus als Druck-/Kopiervorlage: verbreitet sie, schafft Öffentlichkeit, schreibt Safwan, sprecht mit den 
Soliadressen/ Protestnoten verschiedene gesellschaftliche Kreise und Persönlichkeiten an. 


"AG zu rassistischen Ermittlungen" beim "AntiRassistischenTelefon Hamburg‘ (ART) c/o "Haus für Alle"- Amandastraße 58 - 20357 
Hamburg - Tel. 040/43 15 87 : Fax. 040/430 44 90 - Spendenkont: C.Kerth, Stichwort ART/LUBECK Hamburger Sparkasse Konto 
1257/495414 - BLZ 200 505 50 
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Nacht zum 28. Januar dieses Jahres wer- 
den durch einen Schwelbrand 14 Be- 
wohnerInnen eines dreistöckigen Wohn- 
hauses mit Rauchvergiftungen in die 
Krankenhäuser gebracht. Die Ermittlungs- 
behörden schließen sofort einen "fremden- 
feindlichen Hintergrund" aus. Sie suchen 
nach technischen Defekten und vermuten 
fahrlässige Brandstiftung und Brandle- 
gung durch die BewohnerInnen des 
Hauses. 

Erinnern wir uns an Wedel: vor 
wenigen Monaten, am 14. Februar, brann- 
ten die oberen Stockwerke eines Hauses 
aus, das von 40 AsylbewerberInnen, 
AussiedlerInnen und Obdachlosen 
bewohnt wurde. Wenige Stunden später 
weiß die Kriminalpolizei bereits (wörtli- 
ches Zitat): "Die haben sich wohl unter- 
einander gestritten, und dann hat einer 
einen Karton angezündet - aber eigentlich 
ıst noch nichts raus." (Zitat Ende) 

Die Spur rassisticher Ermittlung und 
öffentlicher Hetzte wird deutlich: '"Aus- 
länder'' werden zur Gefahr - sie neh- 
men sich und anderen das Leben. 

Erinnern wir uns an Erbendorf: in 
der Oberpfalz gelang es nicht, dieses 
Erklärungsmuster auf juristischer Ebene 
festzuschreiben: Mehmet Güdük hatte am 
30. Juni 1993 nach einem Brandanschlag 
auf das Haus, in dem er selbst mit seiner 
Familie lebt, 21 deutsche Familien geret- 
tet. Schon wenige Stunden danach wird er 
selbst als Täter verdächtigt und verhaftet. 
Nach einem 3/4 Jahr Untersuchungshaft 
muß er sich für angeblichen Versicher- 
ungsbetrug verantworten. 

"Mangels Beweises" wird er freige- 
sprochen, da ein Anschlag von außen nicht 
auszuschließen sei. Der Verdacht, Deu- 
tsche seien für die Tat verantwortlich, wird 
in den Medien empört zurückgewiesen 
mit dem Hinweis auf Artikel 3 des 
Grundgesetzes: (Zitat Focus, 29.01.96) 
"niemand darf wegen seines Geschlechts, 
seiner Abstammung, seiner Rasse 
benachteiligt werden. - Ein großartiger 
Text - er muß aber bitte auch für Deutsche 
gelten." Perversion des Denkens! 

Erinnern wir uns an Hattingen: auch 
hier gelang es nicht, ein für alle mal die 
Opfer zu TäterInnen rassistischer Ver- 
brechen zu machen: am 5. Juni 1993, eine 
Woche nach dem Brandanschlag in 
Solingen, soll Frau Yasar Unver Feuer in 
dem Haus gelegt haben, in dem sie mit 
ihren 5 Kindern schlief. Ihr Motiv sollen 
Spenden der Bevölkerung gewesen sein, 
die ihre Rückkehr in die Türkei finanzie- 
ren sollten. Auf Justiz-Ebene mußte Frau 
Yasar Unver am 19. März 1996 freige- 
sprochen werden. 

Die Hattinger Bevölkerung ist da schon 
weiter gegangen: wie in Erbenheim hat sie 
die rassistischen Ermittlungen an Frau 
Yasar Unver vollstreckt: verachtet und 
geächtet mußten die Familien Güdük und 
Unver die Stadt verlassen; die rassistische 
Rufmordkampagne hat ihnen dort jede 
Existenzgrundlage genommen. Die Täter 
des Mordanschlags auf diese türkischen 
Familien werden nicht verfolgt; die 
Ermittlungen sind eingestellt worden. 
Deutsche Lynchjustiz! 

Wir sagen in aller Deutlichkeit: Die 
Spur rassistischer Ermittlungen in Lübeck 
folgt dem gemeinsamen Interesse media- 


ler und exekutiver Politik! Es geht Lübeck 
nicht nur um die Rufmordkampagne an 
Safwan Eid, seiner Familie und den 
Flüchtlingen aus der Hafenstraße : es geht 
um die Durchsetzung des Modells 
Lübeck - für Deutschland. 

In Lübeck gibt es eine höchst politi- 
sche Entscheidung, den 4 dringend tat- 
verdächtigen Deutschen Freiheit und 
Einstellung der Ermittlungen zu gewäh- 
ren: rechtzeitig zum sogenannten "natio- 
nalen Gedenken" des Holocaust (in Erin- 
nerung an die Befreiung des Konzentrati- 
onslagers Auschwitz am 27. Januar 1945) 
werden sie am Morgen des 19. Januar ent- 
lassen - mit einem Alibi für eine halbe 
Stunde der Brandnacht. Nur wenige 
Stunden wurden sie zum Vorwurf der 
Brandstiftung verhört. Das faschistische 
Umfeld wird nicht recherchiert. Hinter- 
grund für ihre Tat mag der 125. Jahrestag 
der deutschen Reichsgründung unter 
Bismarck am 18. Januar 1871 gewesen 
sein, der von organisierten Faschisten im- 
mer zum Anlaß für ihren Terror genom- 
men wird. 

Die Durchsetzung des Modells Lübeck 
für Deutschland bedeutet: 


Verlautbarungen, Dementis - und der en- 
gen Verzahnung von Herrschaftsinter- 
essen, staatsanwaltschaftlichem Kon- 
strukt, rassistischer Berichterstattung und 
dem Massenbewußtsein der deutschen 
Bevölkerung: Lübeck und ihre SPD ist 


deutsch und rassistisch genug, um mit 


Brandstiftern aller Länder fertig zu wer- 
den, um die deutschen Täter durch ihre 
Opfer zu decken, um mit gefälschten 
Alibis und Zeugenaussagen ein gesicher- 
tes Erklärungsmuster für rassistische 
Brandanschläge zu liefern: 

Die Opfer provozieren nicht mehr 
durch "Fremdheit" ihre mörderischen 
Täter nach dem Prinzip "Ausländer schaf- 
fen Ausländerfeindlichkeit"; das war nur 
eine Etappe auf dem Wes der fortschrei- 


tenden Verkehrung von Opfern zu ° 


Tätern. Die Opfer sind die Täter; sie sind 
künftig Gefahr für ihr eigen Leib und 
Leben und insbesondere das der "An- 
deren" - der Deutschen, "die ihr Leben bei 
der Rettung riskieren". | 

Nach Lübeck soll jeder deutsche 


Faschist, der mordend und brennend 


durch dieses Land zieht, durch die 
Opfer seiner Verbrechen entschuldet 


Eine Strategie mit Nachrichtensperre, werden. 


Internationale Untersuchungskomission 


Am 22. Aprill996 traten erstmals Beate Klarsfeld, Christian Bruschi, Geoffrey 
Bindman, Mario Angelelli, Angiolo Gracci, Prof. Gaetano Pecorella und Arturo Salerni, 
Felicia Langer und Hans Langenberg zu einer Internationalen Unabhängigen Kommission 
(IUK) zusammen. “Wir gehören zu den Menschen in Europa, die mehr und mehr alarmiert 
sind von den Nachrichten, die aus Deutschland kommen,(...) daß in Deutschland 
Ausländer angegriffen werden, daß wieder Synagogen brennen und daß Flüchtlingsheime 
angezündet werden.” Das internationale Erschrecken und die Besorgnis,'daß die 
Staatsanwaltschaft(...) die Brandstifter und Mörder nicht mehr bei den Rassisten und 
anderen fremdenfeindlichen Gruppen sucht, sondern eine Person verhaftet hat, deren 
Familie selbst bedroht ist", wurden zum Anlaß für den Zusammenschluß der 
Rechtsanwältinnen und AutorInnen, die in ihren Herkunftsländern in Menschenrechts- 
und anderen Gruppen gegen Rassismus und Antisemitismus auftreten. (Zitate aus 
Presseerkl. 22.4.96) el 

Die Kommission versteht sich als neutrale, inoffizielle Instanz, die Recherchen in alle 
Richtungen betreiben will. U.a. sind Gespräche mit Staatsanwaltschaft, Gericht, den 
Flüchtlingen und der Verteidigung beabsichtigt. Diesem Anliegen verweigerte sich die 
Staatsanwaltschaft. Auch beim zweiten Besuch der Kommission war sie zu keinem 
Gespräch bereit. Die IUK legte nach ihrer zweiten Plenarsitzung am 22./23. Juni einen 
Zwischenbericht vor, worin die Ermittlungen und Herangehensweise der 
Staatsanwaltschaft durch ein Fehlen an "Ausgewogenheit und Objektivität" kritisiert wur- 
den: (Zitate aus Bericht 23.6.96) i 

Die Kommission wies darauf hin, daß immer noch ehemalige BewohnerInnen der 
Hafenstraße von Abschiebung bedroht sind, Victor Atoe wurde bereits im Mai nach 
Nigeria abgeschoben, und der Aufenthaltsort eines weitereren ehemaligen Bewohners ist 
nicht bekannt. Die Bedrohung möglicher ZeugInnen durch Abschiebung "untergräbt den 
Rechtsfindungsprozeß". Die Einstellung der Ermittlungen gegen die Verdächtigen aus 
Grevesmühlen trotz zahlreicher Ungereimtheiten (u.a. ihre frischen Brandverletzungen) 
wurde kritisiert. Die Kommissionsmitglieder betonten, daß mehrere von ihnen wegen 
Gewalt-und Diebstahlsdelikten vorbestraft sind. Einer ist zur Zeit wegen Schändung jüdi- 
scher Gräber angeklagt. Desweiteren weisen die Verletzungen von Sylvio Amoussou, der 
tot im Ein Sngsbereich des Hauses gefunden wurde, und der nachweislich nicht durch 
Rauch umkam, nach Ansicht von Langenberg auf eine Explosion hin, die einen Anschlag 
von außen wahrscheinlich macht: Die Füße sind vom Körper abgetrennt gewesen, und ein 
Metalldraht war um den Körper gewunden. NDR 

Auch die ungenügende Sicherung des Brandhauses wurde kritisiert, denn dadurch 
wurden möglicherweise bereits wichtige Beweisstücke vernichtet. Die IUK vertrat auch die 
Auffassung, daß die Abhörmaßnahmen im Gefängnis gegen den Artikel 8 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention verstößt. B. Klarsfeld resümierte, daß die 
staatsanwaltlichen Ermittlungen von der Gründlichkeit, die Täter nicht zu finden, gekenn- 
zeichnet seien. Sie sieht darin eine Strategie zur Verbesserung des Ansehens der BRD im 
Ausland. Bruschi vertrat, aus den Akten gehe hervor, daß auf der einen Seite eine Anklage 
konstruiert wird, auf der anderen Seite Verdachtsmomenten nicht nachgegangen wird. 
Die Beurteilung, ob dahinter ein Wille stecke, stünde der Kommission nicht zu.(Aussagen, 
Pressekonf. 24.6.96) 2 y 
Die IUK übte aufgrund ihres Objektivitätsanspruchs politische Zurückhaltung, aber die 
Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, daß die Behörden in Lübeck eindeutig ras- 
sistisch ermittelt haben. Ob dies auf Veranlassung von oben geschah, muß noch analy- 
siert werden. Nachdem die Medien schon zur Konstitution der IUK Voreingenommenheit 
unterstellten, ignorierten sie wie erwartet das erneute zusammentreffen. 
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Lübecker Public Relations 


Wie reagierte die Öffentlichkeit auf den bisher schwersten Brandanschlag im 
wiedervereinigten Deutschland? Welchen Druck übte sie auf die Lübecker 
Ermittlungsbehörden aus? Glauben die Deutschen an ihre eigenen Lügen? 


Als der bisher folgenschwerste Brand- 
anschlag in der BRD 10 Menschenleben 
vernichtet hatte und noch kein Zeuge zur 
Bezichtigung eines Opfers gefunden war, 
gab es außer der Forderung nach Kon- 
sequenzen eine Flut von Betroffenheit: 
Landesinnenminister Wienholts nannte es 
"ausgesprochenes Pech, daß es ausgerech- 
net wieder Lübeck getroffen” hatte und 
nicht woanders passiert ist; Seine 
Genossin Heide Simonis bekundete 
"ebensoviel Mitgefühl mit den Lübeckern 
wıe mit den Opfern" und äußerte, "hof- 
fentlich war es kein Anschlag"; Der 
Präsidenten der Industie- und Handels- 
kammer machte sich öffentlich Sorgen, 
daß "Lübeck nicht mehr mit Holstentor 
und Marzipan, sondern mit Bränden ver- 
bunden" wird; Das "heute-journal" rief auf 
zum "Beten, es möge kein Verbrechen 
gegeben haben". Die FAZ brachte den 
Titel "Lübeck fürchtet um seinen Ruf": 
"Noch wird nicht ausgeschlossen, daß ein 
technischer Defekt die Feuersbrunst ent- 
facht hat. Vielleicht ist es aber nur noch 
eine Hoffnung." Die Illustrierte FOCUS 
schrieb von der "Hoffnung, daß das 
Inferno von Lübeck keinen kriminellen 
Hintergrund hat"... 

Obwohl sich genau dieser Verdacht 
erhärtete, bemühten sich alle "Betrof- 
fenen" nach der Festnahme eines 
Verdächtigten, Erleichterung zu zeigen. 
FOCUS-Chef Markwort wiederholte es 
dreimal: "Ich fühle mich er- 
leichtert, daß kein Deutscher die 
Tat von Lübeck begangen hat." 
Gleichzeitig in der Wochenzei- 
tung "DIE ZEIT" auf der ersten 
Seite: "Gewiß darf man darüber 
erleichtert sein, daß es sich die- 
ses Mal nicht um einen ausländerfeindli- 
chen Anschlag handelte, was denn sonst?" 
In der taz wurde ein Feuerwehrmann 
zitiert: "Man kann sich erleichtert fühlen, 
wenn sich herausstellt, daß es kein 
Brandanschlag war“. Die FR wußte: "In 
der Stadt Lübeck hat die Meldung, ein 
Bewohner des Hauses habe möglicherwei- 
se den Brand gelegt, sicher bei vielen auch 
Erleichterung ausgelöst". Daß auch 
Kriminaloberrat Sahm, Leiter der Soko 
1/96, ein Mensch ist, der weniger von kri- 
minalistischen Rätseln als von der glei- 
chen stereotypen Frage gequält wurde wie 
Feuerwehrleute, Kommentatoren, Pfarrer, 
Politiker und Wirtschaftsfunktionäre: 
Warum muß sowas immer "uns" passie- 
ren? füllte noch in der ZEIT vom 15. März 
eine ganze Spalte. 

Für die öffentliche Umarmung deut- 
scher Täter gibt es also stapelweise 
Belege. Die in der Lichterkettenzeit einge- 
übte Betroffenheit, daß es einer von 'uns 
war, entpuppte sich nach Lübeck als 
Hoffnung, daß es keiner von 'uns’ war. Es 
war ein kleiner semantischer Schritt, aber 
ein großer Schritt fürs Gemeinwesen. 
Denn wenn diese Gebete nicht nur für den 
Allmächtigen bestimmt waren, dann arti- 
kulierte die 'Öffentlichkeit' hier eine 
Hoffnung, zu deren Erfüllung nur solche 


„ich fühle mich 
erleichtert, ... 
fühle ich mich 
erleichtert.ich 
fühle mich 
erleichtert...“ 


Manipulationen und Lügen in Frage 
kamen, die die angesengelten Greves- 
mühlener entlasteten. 

Ob das Wahrnehmungsvermögen an 
der eigenen Propaganda zugrunde ging, 
stille Zweifel überspielt werden mußten 
oder Medienkonsumenten be- 
wußt getäuscht werden sollten, 
läßt sich abschließend nicht 
sagen. Fest steht nur, daß im 
Zustand der Erleichterung fast alle eta- 
blierten Medien die Staatsanwaltschaft 
und sich selbst als Opfer eines gar nicht 
vorhandenen Drucks der ausländischen 
und inländischen Öffentlichkeit darstell- 
ten. Auf dem rasenden Zug der 
Erleichterung über die Behauptung der 
Ermittler, die Ausländer wären es selbst 
gewesen, verspürten die Deutschen offen- 
bar einen unerträglichen Druck in die 
andere Richtung. 

Die FAZ fühlte sich gar erschlagen 
vom Druck ausländischer und inländi- 
scher Medien, die immer "mit der Nazı- 
Keule auf Deutschland zu schlagen 
gewohnt sind". Die ZEIT lokalisierte den 
Druck bei der WOCHE, der Tagespresse 
im allgemeinen, "die sich um Kopf und 
Kragen kommentiert", und der taz ım 
besonderen. Die von allen Seiten 
attackierte taz, laut ZEIT das "selbster- 
nannte Kampfblatt gegen Fremdenhaß”, 
entschuldigte sich in großem Stil bei den 
Lesern dafür, daß sie nicht nach der 
Festnahme von 3 angesengelten 
Nazis vor einem brennenden 
Asylheim darüber spekulierte, 
"daß der Anschlag Resultat einer 
Auseinandersetzung zwischen 
Gruppen von Asylsuchenden 
sein könnte”. 

Obwohl sich in den heftigen gegensei- 
tigen Angriffen Verunsicherung offenbar- 
te: Konsens in den bürgerlichen Medien 
war die Unterstellung, die Ermittler stün- 
den unter dem "Druck vieler elektroni- 
scher Medien, Zeitungen und Politiker, 
schnell Täter aus der rechtsextremistisch- 
kriminellen Szene zu finden" (FAZ), und 
ihre einhellige Antwort war: Schluß 
damit! (Die Süddeutsche Zeitung stellt 
hier eine Ausnahme dar. Am 22.1. fragte 
sie bezogen auf den Verdacht gegen 
Safwan: "Sind Staatsanwaltschaft und 
Polizei unter dem enormen Druck, der auf 
ihnen lastet, auf eine falsche Spur gera- 
ten?) 

Die FR beschrieb am 24.1. unter dem 
Titel: "Hände weg von den 


die FAZ fühlt 
sich gar 
erschlagen... 


Vorgespräche geführt wurden, seit 4 Tagen 
auf freiem Fuß und feierten ihre 
Freilassung. 

Der Herausgeber der FAZ Reißmüller 
sah für den unzulässigen Druck 
Hintermänner bzw. Weltverschwörer ver- 
antwortlich: "einflußreiche Leute des 
öffentlichen Lebens in Deutschland wie 
draußen" die immer "Deutschland den 
Nazi-Vorwurf ankleben". Die günstige 
öffentliche Stimmung nach Safwans 
Festnahme nutzte er, um für zukünftige 
Brandanschläge journalistische 
und kriminalistische Sonder- 
richtlinien zu verfügen: "Wenn 
sich etwas Entsetzliches ereig- 
net, trübt Erregung das Wahrnehmungs- 
vermögen; Berichte über Hergang und 
Ursachen sind deshalb sorgfältig zu fil- 
tern. Das müssen Staatsanwälte bedenken, 
aber auch Journalisten." 

In welche Art Erregung Journalisten 
geraten können, wenn Asylheime brennen, 
wurde schließlich in der ZEIT vom 2.2. 
beschrieben: "Wiedersehensfreude unter 
Journalisten-Kollegen. Man kennt sich ... 
Mölln, Synagoge I, Synagoge Il. Jetzt: ein 
neuer Fall. ... Vertraute Gesichter auf allen 
Seiten ... Alles wie gehabt. Noch aus dem 
Saal melden die Reporter ihren Redaktio- 
nen, was dort alle erwarten und manche 
erhoffen. Eine große weltweit zu vermark- 
tende Geschichte reift heran". Die Welt- 
verschwörung mit der Nazi-Keule in der 
FAZ hieß in der 'liberalen' ZEIT Weltmakt 
für Nazi-Geschichten. Die Autoren fanden 
es offenbar chic mitzuteilen, wie sehr sie 
der Presserummel nach Brandanschlägen 
anödet. Weil sie dem Massenmord keinen 
eigenen Willen entgegensetzen konnten, 
nahmen sie ihre Aufgabe bzw. ihr Privileg, 
darüber zu informieren, als 
"Berichtspflicht" wahr: "Aber wenn das 
nächste Asylheim brennt, werden wir 
Journalisten wieder dabei sein. Und wir 
werden sagen, was wir tun, sei der 
Berichtspflicht der Presse geschuldet." So 
kotzte die ZEIT auf die Pressefreiheit ihre 
Gleichgültigkeit gegenüber Brand- 
anschlägen aus. 

Nicht alle etablierten Zeitungen mach- 
ten sich die Mühe, die Selbstzensur so aus- 
ladend zu begründen. Viele versteckten ihr 
Stillhalten einfach nur hinter der Nach- 
richtensperre der Staatsanwaltschaft, die - 
wie sich aus der nun vorliegenden An- 
klage ergibt - ihren Namen nicht verdien- 
te, weil sie tatsächlich nichts Bedeutendes 
zu verbergen hatte. Aber kaum eine 
Zeitung hinderte die Nachrichtensperre 
daran, das Ermittlungsmodell Lübeck 
durch eigenständige Konstruktionen Mit 
auf den Weg zu bringen. In der ZEIT klang 
das wie eine Drohung: "Jetzt kann nur eine 
überzeugende Erklärung für die 


Ermittlern", "welch verheerende „ale SET. Vorfälle im Flüchtlingsheim den 
Folgen ein solch öffentlicher Presse. !€e emotionalen Haushalt der 
Druck" auf die Ermittler nach freiheit. Nation ausgleichen. 


dem Solinger Brandanschlag 

gehabt habe: "Um nur ja schnelle Erfolgs- 
meldungen unters Volk bringen zu kön- 
nen, setzten Vernehmungsbeamten die der 
Tat Verdächtigten unzulässig unter 
Druck, bedrohten sie, führten mit ihnen im 
Protokoll nicht festgehaltene, sogenannte 
Vorgespräche ...". Zu diesem Zeitpunkt 
waren die vier Grevesmühlener, mit denen 
tatsächlich nicht festgehaltene, sogenannte 


Im Spiegel Nr.4 - also 
als Safwan noch nicht der Tat bezichtigt 
war - wurde erstmals die Version "techni- 
scher Defekt" in großem Stil zu Papier 
gebracht: "... je mehr Bewohner sich in der 
Unterkunft drängen, um so größer ist die 
Gefahr, daß irgendwann einer achtlos eine 
Zigarette im Papierkorb versenkt. (...) 
wenn Menschen fremd sind in diesem 
Land und niemand haben, der ihnen die 


licher Kulturen und 
‚ Religionen auf engstem 
Raum zusammenzupfer- 


Gebräuche erklärt." Solche Denuntiatio- 
nen, die den Blick von der 
Nachrichtenlage in Lübeck abwenden hal- 
fen, tauchten ın fast allen Medien auf. 
Nachdem bekannt war, daß eine andere 
Erklärung als ein Brandanschlag nicht in 
Frage kam, wurden sie aber nicht etwa 
verworfen. Vielmehr glitt das Bild vom 
unachtsamen Ausländer nahtlos über in 
das Bild vom aggressiven 
Ausländer. Besonders deutlich 
machte das ein Beitrag der 
WOCHE vom 26.1.: "Gerümpel 


„elektrische 
Herdplatten“ auf 
der einen Seite 
und „völkische 


Artikeln hatte er auch gemein, daß der 
Erklärungsnotstand der Staatsanwaltschaft 
mit keinem Wort erwähnt wurde, und das, 
obwohl er sich ausschließlich mit der 
Motivsuche im Haus beschäftigte. Die 
Symptome der Ausgrenzung nähren hier 
noch den Haß auf die Opfer der 
Ausgrenzung: "Treibt die Asylpraxis die 
Fremden zur Verzweiflung?“, fragten die 
Autoren. 

Nur der Kommentator 
eines bürgerlichen Blattes (SZ), 
hielt sich spontan an das, was 


auf den Gängen", "implosions- Emmotionen“ auf Selbstverständlich sein sollte: 


gefährdete Fernseher", "elektri- 
sche Herdplatten" auf der einen 
Seite und völkische Emotionen auf der 
anderen erschienen im selben Artikel als 
Anhaltspunkte der gleichen Behauptung: 
".. vor allem in der Enge der Heime ent- 
zünden sich Emotionen. Da leben Serben 
und Bosnier, Kurden und Türken, Christen 
und Muslime, Analphabeten und 
Intellektuelle, Anständige und Kriminelle, 

Menschen höchst unterschiedlicher 
Kultur, Herkunft und Lebensweise auf 
kleinstem Raum zusammen - oft jahre- 
lang." 

Diese Interpretation alltäglicher 
Symptome der Wohnungsnot als ethni- 
scher Konflikte, die das Konstrukt 'techni- 
scher Defekt' für Lübeck wiederverwerte- 
te, hat sich in der Presse von selbst ausge- 
bildet. Da sie sich nicht auf Fakten der 
konkreten Ermittlungen bezog, wurden 
damit alle von Ausgrenzung betroffenen 
Menschen gleichermaßen stigmatisiert. 
Am handgreiflichsten erschien dieses 
Motivkonstrukt in der taz und der ZEIT, 
die es unter dem Deckmantel der 
Wissenschaftlichkeit verbreiteten. Je mehr 
sie die Konflikte im Haus durch kollektive 
Mitverantwortung entschuldigten, desto 
gründlicher  affirmierten sie die 
Vorverurteilung der Überlebenden. 
"Psychonalytiker" Hilgers: "Die flotte 
Erleichterung über Täter aus den Reihen 
der Bewohner täuscht über die kollektive 
Mitverantwortung hinweg, die es sich lei- 
stet, Mitglieder unterschied- 


chen." (taz vom 24.1.). 

Für die ZEIT ließ sich ein 
Arzt, der den wohnungssu- 
chenden Flüchtlingen für die 
Behörden Bescheinigungen 
ausstellte, zur Verletzung sei- 
ner ärztlichen Schweige- 
pflicht bewegen - nicht etwa, 
um ein Geheimnis zur 
Aufklärung eines Ermitt- 
lungsgegenstandes zu offen- 
baren: Der ‚Doktor‘ sei der 
„einzige“ gewesen, .der 
„nüchtern“ (!) von einer "ex- 
plosiven Mischung” spricht” 
und von einer "schlechten 
Ehe" unter den "verschiede- 
nen Kulturen". D.h. der Doktor hatte den 
Vorzug, die Stammtisch-Meinung von der 
Unverträglichkeit der verschiedenen Kul- 
turen im weißen Kittel zu verbreiten. In 
dem ZEIT-Artikel, „Anschlag aus dem 
Innern", vom 26.1. tauchte der gleiche 
handgreifliche Paternalismus wie in der 
taz und in der WOCHE auf. Mit obigen 


werden. 


der anderen... 


daß der heimtückische Mord an 
10 Menschen - egal wer ihn 
begangen hat - nicht entschuldbar ist. 
Stattdessen erklärte sich die Öffentlichkeit 
den Fall mit Stereotypen, die einerseits auf 
Schuldbewußtsein gegenüber den ent- 
rechteten Flüchtlingen deuteten, anderer- 
seits außer Abschiebung und Vernichtung 
keine andere Lösungsmöglichkeit des 
'Asylproblems' offenließen. Denn für den 
"tödlichen Haß" und den vermeintlichen 
Gegensatz der "verschiedenen Kulturen" 
wurden keine geringeren Indizien präsen- 
tiert als die verschiedenen Gewohnheiten 
der Bewohner, ihr Essen zuzubereiten, im 
Treppenhaus zu spielen, Küche und Klo 
sauber zu halten, die Schaukel im Garten 
zu benutzen und ansteckende Krankheiten 
mit sich herumzutragen. Diese 


Ausgegrenzten, der "Mythos des 'guten 
Ausländers'" (Semmler), dessen "naive 
Idealisierung" (Hilgers), "linksfranziska- 
nische Armutsideale" (Niroumand), diese 
verfaulten Emanzipationsvorstellungen 
linker Bildungsbürger mußten schließlich 
den miserablen Verhältnissen angepaßt 
werden. 

Während bei taz und FAZ (Semler, 
Hilgers, Feddersen, Niroumand, 
Reißmüller, Adam etc.) dabei die Neigung 
deutlich wurde, sich der Position der 
Staatsanwaltschaft unterzuordnen und den 
Standpunkt zur Migration ansonsten von 
allgemeinen Formeln ohne Realitätsbezug 
abzuleiten, kennzeichnete die ZEIT die 
Explizierung dieser "wirklich vorurteil- 
freien Haltung" (Hilgers). Mit hämischem 
Voyeurismus beschrieb sie am 26.1. den 
Frieden unter den "verschiedenen Rassen" 
als karnevalistische Attraktion mit 
"Bauchtanz vor der Tanne" und einem 
"Muslim" als "Weihnachtsmann", um zu 
suggerieren, daß dieser Friede nur durch 
die Hilfe von "Lübecker Bürgern" aufrecht 
erhalten werden konnte: "Des Öfteren wur- 
den die Sozialarbeiter zu Schlichtern, z.B. 
bei handfesten Krächen afrikanischer 
Ehepaare oder dem Gezänk der Kinder um 
die Schaukel im Garten. ‘Die Flüchtlings- 
familien, die hierherkommen, sind oft psy- 
chisch labil. Trotzdem müssen wir von 
ihnen verlangen, sich ın 


kulturalistische Denkschablone MORE DTSEFNSE Toleranz zu üben’ (...) Jeden Tag 
zur Motivsuche auf die Deckmantel der ging etwas zu Bruch. Regnete 
Hausgemeinschaft in der Neuen Wissen- es, spielten sie _ [die 
Hafenstraße angelegt, bedeutete, schaftlichkeit Jugendlichen] im Treppenhaus 


Beobachtungen aus dem Alltag 

und Gerüchte über Banalitäten nicht nach 
Familien, sondern nach Hautfarbe zu sor- 
tieren. Kulturalismus ist hier mit völki- 
schem Rassismus identisch. : 

Die Idee von der "multikulturellen 
Gesellschaft" entpuppte sich so_ als 
Produkt und nicht als Wunsch nach Über- 
windung der deutschen Ordnunsgsliebe, 
nur denkbar als Zusammenleben "ver- 
schiedener Rassen" unter den Zwängen 
des Ausländergesetzes und der Aufsicht 


Dezentraler AKTIONSTAG 


Für den 20.Juli ist ein bundesweiter (dezentraler) 
Aktionstag für die Freiheit von Safwan Eid geplant. In 
möglichst vielen Städten soll durch unterschiedliche 
Aktionsformen dieser Forderung Nach-druck verliehen 


Meldet euch für weitere Informationen bei: 
“AG zu rassistischen Ermittlungen” beim ART Hamburg, 
c/o Haus für Alle, Amandastr.58, 20357 Hamburg, 

Tel.: 040 / 431587, Fax.:4304490; 


AntiApartheidsGruppe Kiel, c/o Arbeitsloseninitiative, 
Iltisstr.34, 24143 Kiel, Tel.:0431 / 732635 (Do 20-23 Uhr); 


Antifa-Telefon, c/o Lübecker Bündnis gegen Rassismus, 
Willy-Brandt-Allee 9, 23554 Lübeck, 
Tel.+Fax.: 0451 / 7020748. 


deutscher Helfer. Daß die Realität auch 
eine andere Seite hatte als das rassistische 
Bild von einem multikulturellen Biotop, 
war also das ganze Geheimnis der 
Berichterstattung über die vermeintlichen 
Tatmotive der Bewohner. Die Projektion 
eines durch die Gesellschaft entzogenen 
Lebensgefühls auf die aus der Gesellschaft 


Fußball." Daß Safwan an den 
Verstößen gegen die Treppenhausordnung, 
den Streitigkeiten um die Schaukel und 
anderen Indizien für den tödlichen "Haß 
in Haus" nach übereinstimmenden 
Aussagen von Betreuern und Bewohnern 
nicht beteiligt war, er also nicht einmal in 
den vorher zusammengepanschten 
Motivbrei paßte, störte die AutorInnen 
dabei nicht im gerinsten. Es machte für sie 
im Gegenteil Safwans Vorverurteilung nur 
noch unantastbarer: "In der Tat. Im Haus 
galt Safwan als besonnen und 
beherrscht. ... in der 
Brandnacht tat er sich als 
Retter hervor ... das war die 
öffentliche Seite von der 
Familie E."! 

Die Absurdität einer 
Berichterstattung, welche 
eine „öffentliche Seite“ einer 
Familie im Haus sucht und im 
Ringen um Leben bei einem 
Großbrand öffentliches 
Hervortun erkennt, tat der 
Vorverurteilung Safwans kei- 
nen Abbruch. Absurd klang 
das alles nur, weil man es mit 
Menschen zu tun hatte. Die 
Entmenschlichung der Opfer 
faschistischer Gewalt zeich- 
net sich aber schon in den 
Köpfen ab, wenn bei der 
Erörterung von Wohnverhältnissen die 
Einschätzungen der Bewohner überhaupt 
nicht auftauchen. Nicht die Justiz, die 
Öffentlichkeit war es, die Spekulationen 
über Tatmotive gegen die Aussagen der 
Zeugen imprägnierte. 


Hamburg im Juli 1996 


2.9185 - 9661 !Inl „s,uyem up“ 


lübecker chronologie - stand 30. juni 1996 


- ' hlag 
18.Januar Um ca. 3:00 Uhr morgens entzündet ein Brandansc 
das Haus in der Lübecker Hafenstraße. Um 3:10 Uhr wird Ray He N 
Sylvio Amoussou geweckt, der den Brand bemerkt hat. Um 3:25 U f en 
Beamte einer Bundesgrenzschutzstreife Funken im Vorbau des Ha j* 
sprühen und bemerken einen Knall. Um ca. 3:30 Uhr hören NEMO k 
Jinnan Eid das Quietschen der Gartenpforte, die Geräusche von Zee en 
dem Glas und eine Explosion. Um 3:41 Uhr wird der Brand offiziell In dar 
Die Feuerwehr trifft wenige Minuten später ein. Die Polizisten, die noc r il 
Feuerwehr in der Hafenstrasse eintreffen, beschränken sich darau 2A 72 
Flüchtlinge, die sich retten konnten, vom Grundstück fernzuhalten. Um 
Uhr stellt die Polizei in unmittelbarer Nähe der Hafenstraße die Ba Rn 
von drei jungen Männern in Skin-Head-Aufmachung aus Grevesmühlen iest. 
Um 7:30 werden sie von der Polizei in Grevesmühlen festgenommen. Um ca. 
22:20 Uhr wird ein vierter Mann aus-Grevesmühlen festgenommen. ‚kani 
Seit Jahren wird dieses Haus von Flüchtlingen, die überwiegend aus afri a 
schen und arabischen Staaten kommen, bewohnt. Das Haus liegt abgeschie- 
den von anderen Wohnvierteln der Stadt in der Nähe des Hafengeländes von 
Lübeck. In dieser Nacht verlieren 10 Menschen ihr Leben, 38 Menschen wer- 
den zum Teil schwer verletzt. Einige BewohnerInnen können durch einen 
Sprung aus dem Fenster ihr Leben retten. E 
Noch in der Nacht werden die Überlebenden stundenlang von der Polizei ver- 
hört. Von Anfang an werden sie verdächtigt, den Brand selbst gelegt zu haben. 


19.Januar Freilassung der vier Männer aus Grevesmühlen. Alle vier 
waren in Lübeck - wie sie angaben -, "um ein Auto zu klauen”. Der vierte Mann 
ist mit dem geklauten Auto unterwegs gewesen. Später wird bekannt, daß drei 
der vier Männer frisch versengte Haare, Augenbrauen und Wimpern hatten, 
wie ein Rechtsmediziner nach ihrer Festnahme festgestellt hatte. Wieso die 
drei in der Hafenstraße auftauchen, bleibt unbekannt. Zudem wurde in der 
Brandnacht ein ähnlicher Wartburg, wie ihn die drei kurzzeitig festgenomme- 
nen Männer gefahren haben, in Lübeck gesehen. In diesem Wagen befanden 
sich ebenfalls drei Männer, und es handelt sich eindeutig nicht um das gleiche 
Auto. Dieser Wartburg ist später auf einem Grundstück in Grevesmühlen gese- 
hen worden, auf dem einer der vier verhörten Männer lebt. u 

Der Bürgermeister der Stadt Lübeck, Michael Bouteiller, kritisiert das 
“Asylrecht”, fordert dezentrale Wohnmöglichkeiten für Asylbewerberlnnen und 
verspricht allen Überlebenden einen gesicherten Aufenthaltsstatus. Weiterhin 
ruft er zu “zivilem Ungehorsam” auf. 

Um 20:45 Uhr wird Safwan Eid, ein Flüchtling aus dem Haus, festgenommen. 
Er wird beschuldigt im 1.Stock des Hauses Feuer gelegt zu haben. Im 1.Stock 
des Hauses schliefen auch seine Eltern und vier seiner Geschwister. Die 
Festnahme stützt sich auf die Aussage eines Rettungssanitäters, dem gegenu- 
ber Safwan gestanden haben soll, das Feuer gelegt zu haben. Inzwischen war 
eine Belohnung von DM 50.000 ausgesetzt worden. Der Sanitäter behandelte 
Safwan Eid in der Brandnacht während der Fahrt in einem Krankenwagen. 
Safwan und sein Bruder halfen der Familie im Nachbarraum des 
Dachgeschosses auf das Dach des Hauses, von wo er von der Feuerwehr 
gerettet wurde. 


20.Januar Die Staatsanwaltschaft verkündet, daß sowohl ein Brandanschlag 
von außen als auch ein technischer Defekt ausgeschlossen werden könnten. 
Es wird ein Haftbefehl gegen Safwan Eid erlassen. 

In Lübeck findet ein Trauermarsch statt. Mehrere tausend Menschen nehmen 
daran teil und. demonstrieren gegen Rassismus, Neofaschismus und die 
Asylpraxis. 


21.Januar Die Ermittler geben an, das Feuer sei mit Sicherheit im 1.Stock des 
Hauses ausgebrochen. Entgegen dieser Version bezeugen mehrere 
Bewohnerlnnen, daß sie im 1.Stock in beißendem Rauch minutenlang nach 
einem Ausgang gesucht haben. Die Flammen waren nach Auskunft der 
BewohnerInnen im Erdgeschoß. 


22.Januar Laut den ermittelnden Behörden ist Safwan mit einem 
Mitbewohner des Hauses in Streit geraten und hat dann aus Rache Feuer an 
dessen Tür gelegt. 

In Terechlödenen Medien (Lübecker Nachrichten, Spiegel, Stern, taz,... ) wer- 
den den Flüchtlingen “ethnisch motivierte Konflikte” unterstellt. Dabei werden 
in sämtlichen Medien rassistische Vorurteile aufgegriffen, die die 
Staatsanwaltschaft als Erklärungsmuster für einen Streit angibt. 


24.Januar Gustave S., der vermeintliche Streitgegner, erklärt, er 
habe nie Streit mit Safwan Eid gehabt. Er sei nur zu Besuch in dieser Nacht in 
der Hafenstraße gewesen, und er kenne Safwan gar nicht persönlich. 
Die Staatsanwaltschaft verhängt eine Nachrichtensperre, da die Medien 
‚durch Interviews die Ermittlungsarbeiten beeinträchtigen.” 

In der Folgezeit werden viele Unwahrheiten veröffentlicht, die Safwan u.a. als 
Motiv Eifersucht unterstellen. Alle BewohnerInnen kannten Safwan als beson- 
nen und ruhig. Keiner der Flüchtlinge beschuldigt ihn dieser Tat. Die Flüchtlinge 
bestreiten die ihnen unterstellten “ethnischen Konflikte”. 


16.Februar Während einer Veranstaltung in Hamburg wenden sich 
die Überlebenden erstmals direkt an die Öffentlichkeit. Gemeinsam weisen sie 
die Behauptungen der Staatsanwaltschaft zurück und klagen die 
Ermittlungsbehörden an, von denen sie wie Verdächtige behandelt wurden. Die 
Flüchtlinge berichten, daß sie in den Verhören immer wieder nach einem Streit 
innerhalb der Unterkunft gefragt wurden. Ein Fenster des Veranstaltungsraums 
wird während der Veranstaltung durchschossen! 


1.März Die ermittelnden Behörden geben bekannt, Safwan Eid 
habe sich in Gesprächen mit Besucherlnnen selbst belastet. Seine Besuche 
von Familienmitgliedern wurden mit richterlicher Erlaubnis abgehört, was damit 


begründet wurde, daß die Flüchtlinge ein “unkooperatives” Verhalten gegenü- 
ber den Ermittlern zeigten. Dieser Lauschangriff ist rechtswidrig, da Verwandte 
ein Aussageverweigerungsrecht besitzen. Der genaue Text der abgehörten 
Besuche wurde nicht bekanntgegeben. 
Die Lübecker Nachrichten zitieren den Staatsanwalt Klaus-Dieter Schultz: “Ihre 
Aussagen mußten im Licht der erkennbaren Vorurteile gegenüber «den 
Ermittlungsbehörden gesehen werden.” Weiterhin vermutet er, daß dies aus 
den schlechten Erfahrungen in ihren Heimatländern resultiere. 


7.März Der Brandexperte Ernst Achilles erklärt in der Sendung 
“Monitor”, daß nach seiner Einschätzung das Feuer im EG des Hauses aus- 
gebrochen ist. U.a. hätte das Zimmer direkt über der vermeintlichen 
Brandausbruchstelle schlimmer beschädigt sein müssen, als dies der Fall ist. 
Wäre Safwan Eid zudem wirklich der Täter, hätten Spuren von 
Brandbeschleunigern an seiner Kleidung gefunden werden müssen. 


9.März j Sokoni und ein Bündnis antirassistischer Gruppen aus 
Hamburg und Lübeck rufen zu einer Kundgebung vor der JVA in Lübeck auf, 
Ca. 200 Personen nehmen an der Kundgebung teil. Eine Lautsprecheranlage 
wird von den Behörden verboten. U.a. sprechen Mitglieder der Familie Eid. 


20.März Die Haftprüfung wird abgelehnt. Der alte Haftbefehl 
wurde aufgehoben, “ ... da der in dem ursprünglichen Haftbefehl zugrunde- 
gelegte Streit zwischen einem namentlich bekannten Hausbewohner und dem 
Beschuldigten bislang nicht verifiziert werden konnte.” (Presseerklärung der 
Staatsanwaltschaft) Es wurde ein neuer Haftbefehl wegen "10-fachen Mordes” 
erlassen. Das Gericht wirft Safwan vor, nach einem Streit mit einem anderen 
Bewohner (nicht Gustave S.) aus dem Haus den Brand mit anderen im 1.Stock 
gelegt zu haben. Safwan soll nicht in Mordabsicht gehandelt haben, habe aber 
den Tod billigend in Kauf genommen. Die vermeintlichen Schuldgeständnisse, 
die die Abhöraktionen zu Tage gebracht haben sollen, wurden während des 
Haftprüfungstermins nicht erwähnt. Der Sanitäter, der die belastenden 
Aussagen gemacht hat, wurde nicht angehört. Familienmitglieder von Safwan 
Eid genauso wie andere Flüchtlinge wurden nicht als ZeugInnen geladen. 


23.Mürz Unter dem Motto “Rassistische Ermittlungen durchkreu- 
zen - Freiheit für Safwan Eid” demonstrieren ca. 1000 Personen in Lübeck. 
Anschließend zieht eine von Migrantinnen organisierte Demonstration von ca. 
300 Personen zur Justizvollzugsanstalt. Die Polizei verhindert mit einer 


Straßensperre, daß ein Lautsprecherwagen auf der Abschlußkundgebung vor 
der JVA zur Verfügung steht. 


28.Mirz_ö& Die Botschaft des Libanon in Bonn teilt der Stadt Lübeck 
mit, daß die für die Familie Eid angeforderten laisser-passer-Papiere vorliegen. 
Weiterhin bittet die Botschaft “aus humanitären Gründen die Abforderung der 


Ausreisepapiere solange auszusetzen, bis der Urteilsspruch im Verfahren 
gegen den Sohn Safwan Eid gefallen ist.” 


2.April Besichtigung des Hauses in der Hafenstraße mit dem 
Brandexperten Ernst Achilles und der Verteidigung Safwans. Ernst Achilles 


erklärt, daß das Feuer im Eingangsbereich des Erdgeschosses ausgebrochen 
sei. 


21.April Die Anwältin Safwans liefert die schriftliche Erklärung zur 
Haftbeschwerde. Es wird u. a. erklärt, daß Safwan zu keiner Zeit “Täterwissen” 
bekundete. Der Sanitäter spricht von einer Tür, gegen die Safwan Benzin 
gekippt habe, das dann eine Treppe heruntergelaufen sein soll. Der von der 
Staatsanwaltschaft angegebene Brandausbruchsort liegt zwischen zwei Türen 
und ca. 12 m von der Treppe entfernt. 


22.April Die Internationale Untersuchungskommission trifft sich 
in Lübeck. (Siehe auch den Beitrag dazu.) 


24.April 


1.Mai - Victor A. aus Nigeria, der sich in der Brandnacht in dem 
Haus in der Hafenstraße aufhielt und sich durch einen Sprung aus dem 
Fenster rettete, wobei er sich ein Bein verletzte, wird nach Nigeria abgescho- 
ben. Durch seinen Widerstand am Flughafen hatte er im April seine 
Abschiebung zunächst verhindern können. Victor A. ‚hielt sich ohne 
Genehmigung in Lübeck auf. Nachdem Bouteiller allen Überlebenden ein 
sicheres Aufenthaltsrecht zusicherte, meldete er sich in Eutin bei den 
Behörden, die sich weigerten ihn in die Zuständigkeit Lübecks zu übergeben. 


8.Mai 


21.-24.Juni Erneutes Zusammentreffen der 
Untersuchungskommission. (Siehe auch den Beitrag dazu.) 


Die Haftbeschwerde wird vom Landgericht abgelehnt. 


Anklageerhebung gegen Safwan Eid. 


Internationalen 


27.Juni Haftprüfungstermin vor der Jugendkammer beim 
Landesgericht. Mittlerweile wurde von einem Gericht anerkannt, daß Safwan 
noch nicht 21 Jahre alt ist, und somit ein Jugendgericht für ihn zuständig ist. 
Das Gericht traf an diesem Tag keine Entscheidung. Sie soll erst am 2.Juli 
bekanntgegen werden. 

Der Rechtsanwalt Wolter (Mitglied der SPD) wird als Pflichtverteidiger für 
Safwan benannt, obwohl Safwan und die Familie Eid ihm das Mandat entzo- 
gen haben. Wolter besuchte seinen Mandanten monatelang nicht im Knast; er 
verzichtet auf jedes Rechtsmittel und will die Eröffnung des Hauptverfahrens 
gegen Safwan Eid. Vertreten wird Safwan von einer Anwältin, die seit März mit 
Wolters zusammengearbeitet hat. 


8 alles - 9661 !In! „S, uIeMm Ip“ 


